
Gesetz 
zur Verlängerung des erhöhten Lohnsteuereinbehalts in der Seeschifffahrt 

Vom 12. Mai 2021   

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des 
Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 
3862), das zuletzt durch Artikel 15 Absatz 27 des Ge-
setzes vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S. 882) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert:  

1. § 41a Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Arbeitgeber, die eigene oder gecharterte 
Handelsschiffe betreiben, dürfen die anzumeldende 
und abzuführende Lohnsteuer abziehen und einbe-
halten, die auf den Arbeitslohn entfällt, der an die 
Besatzungsmitglieder für die Beschäftigungszeiten 
auf diesen Schiffen gezahlt wird. Die Handelsschiffe 
müssen in einem inländischen Seeschiffsregister 
eingetragen sein, die Flagge eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder eines Staates, auf 
den das Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum anwendbar ist, führen und zur Beför-
derung von Personen oder Gütern im Verkehr mit 
oder zwischen ausländischen Häfen, innerhalb 
eines ausländischen Hafens oder zwischen einem 
ausländischen Hafen und der Hohen See betrieben 
werden. Die Sätze 1 und 2 sind entsprechend anzu-
wenden, wenn Seeschiffe im Wirtschaftsjahr über-
wiegend außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer 
zum Schleppen, Bergen oder zur Aufsuchung von 
Bodenschätzen oder zur Vermessung von Energie-
lagerstätten unter dem Meeresboden eingesetzt wer-
den. Bei Besatzungsmitgliedern, die auf Schiffen, 
einschließlich Ro-Ro-Fahrgastschiffen, arbeiten, die 
im regelmäßigen Personenbeförderungsdienst zwi-
schen Häfen im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union eingesetzt werden, gelten 
die Sätze 1 und 2 nur, wenn die Besatzungsmit-

glieder Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union oder eines Staates sind, auf 
den das Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum anwendbar ist. Bei Seeschiffen, die 
für Schlepp- und Baggerarbeiten genutzt werden, 
gelten die Sätze 1 und 2 nur, wenn es sich um see-
tüchtige Schlepper und Baggerschiffe mit Eigenan-
trieb handelt und die Schiffe während mindestens 
50 Prozent ihrer Betriebszeit für Tätigkeiten auf 
See eingesetzt werden. Ist für den Lohnsteuerabzug 
die Lohnsteuer nach der Steuerklasse V oder VI zu 
ermitteln, bemisst sich der Betrag nach Satz 1 nach 
der Lohnsteuer der Steuerklasse I.“  

2. In § 52 Absatz 40a werden die Sätze 3 und 4 wie 
folgt gefasst:  

„§ 41a Absatz 4 in der Fassung des Artikels 1 des 
Gesetzes vom 12. Mai 2021 (BGBl. I S. 989) gilt für 
eine Dauer von 72 Monaten und ist erstmals für lau-
fenden Arbeitslohn anzuwenden, der für den Lohn-
zahlungszeitraum gezahlt wird, der nach dem Ka-
lendermonat folgt, in dem die Europäische Kommis-
sion die beihilferechtliche Genehmigung zu diesem 
Gesetz erteilt hat, aber nicht vor dem 1. Juni 2021; 
die Regelung ist erstmals für sonstige Bezüge anzu-
wenden, die nach dem Monat zufließen, in dem die 
Europäische Kommission die Genehmigung zu die-
sem Gesetz erteilt hat, aber nicht vor dem 1. Juni 
2021. Das Bundesministerium der Finanzen gibt den 
Beschluss der Europäischen Kommission über die 
Vereinbarkeit mit dem Beihilferecht sowie den Tag 
der erstmaligen Anwendung im Bundesgesetzblatt 
bekannt.“ 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.   

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. 
Es ist im Bundesgesetzblatt zu verkünden. 

Berlin, den 12. Mai 2021 
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